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Betreuung Bedeutung haben (vgl. insb. В II 3 RKO). Bei 
einer Kur erhalten sie jedoch auf Grund der Kurfähigkeit 
des Patienten, seiner somit gegebenen Mobilität, die ihn 
auch außerhalb der Kureinrichtung Bewegung suchen läßt, 
noch besonderes Gewicht Der Umfang der Fürsorge- und 
Obhutspflicht, die weniger medizinisch als sozial determi­
niert und indiziert ist, läßt es als günstiger erscheinen, sie 
als selbständige Pflicht der Kureinrichtung im medizini­
schen Betreuungsverhältnis hervorzuheben. Die Pflicht zur 
sorgfältigen Behandlung erstreckt sich dann — wie auch bei 
ambulanten Einrichtungen — auf die medizinische Betreu­
ung (В II 1 RKO), ohne daß irgendwie Zweifel daran auf- 
kommen dürften, daß auch bei Fürsorge und Obhut Sorg­
falt ebenso angebracht ist wie bei Aufklärung oder Betreu­
ung.

Unter Kurbedingungen hat die Pflicht des Patienten, 
Weisungen des Personals der medizinischen Einrichtung zu 
befolgen, soweit sie vom Ziel der medizinischen Betreuung 
gedeckt und zumutbar sind, besonderes Gewicht Das ergibt 
sich daraus, daß der Patient sein gesamtes Verhalten dem 
Ziel der medizinischen Betreuung unterordnen muß (sta­
tionäre Betreuung), sich jedoch nicht immer in der Ein­
richtung aufhält oder unter direkter Aufsicht des medizi­
nischen Personals steht. Gemäß § 289 AGB ist der Werk­
tätige auch während der Kur verpflichtet die ärztlich ver­
ordnten Behandlungsmaßnahmen gewissenhaft zu befol­
gen und durch sein Verhalten den Heilungsprozeß zu för­
dern. Wie bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit und 
Unfall muß der Patient auch während einer Kur die An­
ordnungen des Arztes und die Hausordnung der Kur­
einrichtung strikt einhalten (§ 30 Abs. 1 Buchst, b SVO). 
Die Durchsetzung dieser Anforderungen ist in erster Linie 
eine Frage der politisch-moralischen Erziehung der Werk­
tätigen mit dem Ziel, durch entsprechendes Verhalten 
einen optimalen Kurerfolg zu erreichen.

Soweit jedoch schuldhaft Pflichtverletzungen begangen 
werden, sind Sanktionen möglich. So kann z. B. das Kran­
kengeld ganz oder teilweise versagt bzw. zurückgefordert 
werden, wenn der Patient eine begonnene Kur unbegrün­
det unterbricht oder wenn er wegen Verstoßes gegen die

Hausordnung bzw. Nichteinhaltung ärztlicher Anweisungen 
vorzeitig aus einer Kureinrichtung entlassen wird (§ 82 
Abs. 1 Buchst, b, 2 und 3 SVO bzw. § 98 Abs. 1 Buchst b, 
2 und 3 der VO über die Sozialversicherung bei der Staat­
lichen Versicherung der DDR). Dies entspricht der erziehe­
rischen Einwirkung auf Versicherte und ihre Familien­
angehörigen, die Kapazitäten und Fonds des Gesundheits­
wesens und der Sozialversicherung optimal zu nutzen.

Die im Ausnahmefall und unter Abwägung aller Um­
stände (vgl. § 82 Abs. 2 SVO)10 anzuwendenden sozialver­
sicherungsrechtlichen Sanktionen haben natürlich auch 
Rückwirkungen auf die medizinischen Betreuungsverhält­
nisse, da sie die Einhaltung der Pflichten durch die Patien­
ten insbesondere bei Kuren stimulieren sollen. * S.
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Dem sozialistischen Zivilrecht obliegt die bedeutsame Auf­
gabe, zur weiteren Entwicklung des materiellen und kul­
turellen Lebensniveaus des Volkes beizutragen. Das als 
Kernstück der Sozialpolitik fortzuführende Wohnungsbau­
programm1 stellt nachdrücklicher als je zuvor die Durch­
setzung der Pflicht zur Instandhaltung des Wohnraums 
auf die Tagesordnung. In Vorbereitung des X. Parteitages 
der SED wurden auf der 7. Baukonferenz auch für die 
Werterhaltung neue Maßstäbe gesetzt. Das verdeutlichte 
E. H o n e c k e r  mit Nachdruck. Er sagte: „Für die Ver­
besserung der Wohnverhältnisse hat das Erhalten des Vor­
handenen keineswegs geringeres Gewicht als das Bauen 
selbst.“2

In diesem Sinn hat eine Reihe VEB Gebäudewirtschaft 
bzw. Kommunale Wohnungsverwaltung (VEB GW/KWV) 
schon in der Vergangenheit Aktivitäten entfaltet, die nun 
unter den höheren Anforderungen der achtziger Jahre zu 
verstärken sind. Dieser Aufgabe stellt sich auch der VEB

KWV Rathenow. So wird der Betrieb bis 1985 auch alle 
privaten Mehrfamilienhäuser in Rathenow instandhal­
tungsmäßig betreuen. Außerdem sollen über Außenstellen 
auch drei Gemeindeverbände des Kreises mit Leistungen 
der Wohnrauminstandhaltung versorgt werden. Von den 
territorialen Gegebenheiten ausgehende ähnliche Aufgaben 
haben sich auch viele andere VEB GW/KWV gestellt.

Zum Inhalt der zivilrechtlichen Instandhaltungspflicht

Mit den Aufgaben zur Erhaltung der Wohngrundstücke 
wurde den VEB GW/KWV eine hohe politische und recht­
liche Verantwortung auferlegt. Ein Teil dieser Erhaltungs­
pflicht3 ist die Pflicht gemäß § 101 ZGB, die Wohnung im 
zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand zu 
erhalten und notfalls dafür erforderliche Instandhaltungs­
maßnahmen durchführen zu lassen. Dabei ist jedoch die 
Instandhaltung i. S. des Zivilrechts nicht identisch mit dem


